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1. Auszahlung der Energie-
preispauschale ab September 
 
Zum zweiten Entlastungspaket, 
welches die Regierung auf den 
Weg gebracht hat, gehört die 
Energiepreispauschale (EPP), 
die die stark gestiegenen Ener-
giekosten abmildern soll. Es han-
delt sich dabei um einen Betrag 
von 300 €, der jedem anspruchs-
berechtigten deutschen Bürger 
einmalig ausgezahlt werden soll, 
unabhängig von Vermögen oder 
Familienstand. 
 
Zu den Anspruchsberechtigten 
gehören unbeschränkt Steuer-
pflichtige, die Einkünfte aus Land- 

und Forstwirtschaft, aus Gewer-
bebetrieb, aus selbstständiger 
oder nicht selbstständiger Tätig-
keit erzielen. Inzwischen wurde 
entschieden, dass auch die sog. 
„Minijobber“ die EPP erhalten 
dürfen. Keinen Anspruch auf die 
Auszahlung haben dagegen Ar-
beitslose, Studierende und Emp-
fänger von Versorgungsbezügen 
wie z.B. Pensionäre oder Rent-
ner. Wenn diese allerdings dane-
ben noch einer aktiven Beschäfti-
gung nachgehen, entsteht 
dadurch ein Anspruch auf die 
EPP. 
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Die Auszahlung erfolgt in der Re-
gel im September 2022 für dieje-
nigen durch den Hauptarbeitge-
ber, die am 1.9.2022 in einem 
ersten Dienstverhältnis mit Steu-
erklasse I bis V stehen oder als 
geringfügig Beschäftigte tätig 
sind. Es handelt sich hierbei 
grundsätzlich um zusätzlichen 
steuerpflichtigen Arbeitslohn, der 
allerdings nicht sozialversiche-
rungspflichtig ist. 
 
Es ist keine Voraussetzung, dass 
am 1.9.2022 ein aktives Beschäf-
tigungsverhältnis vorliegt. Ein An-
spruch auf die EPP entsteht auch 
dann, wenn irgendwann im Jahr 
2022 ein solches vorlag. Die Aus-
zahlung erfolgt dann allerdings 
erst mit Abgabe der Einkommen-
steuererklärung 2022 und der 
entsprechenden Einkommen-
steuerfestsetzung. Selbiges Ver-
fahren gilt für die Steuerpflichti-
gen, die hauptsächlich Ge-
winneinkünfte erzielen und keine 
Vorauszahlungen entrichten. 
Leisten Steuerpflichtige Voraus-
zahlungen, erfolgt die Berück-
sichtigung der EPP dadurch, 
dass der Vorauszahlungsbetrag 
des 3. Quartals entsprechend 
vermindert wird. Liegt der Vo-
rauszahlungsbetrag allerdings 
unter 300 €, wird der Vorauszah-
lungsbetrag auf 0 € gemindert. 
Den restlichen Betrag erhalten 
die Anspruchsberechtigten über 
die Einkommensteuerveranla-
gung. 
 
 
 

2. Erhöhung des Mindest-
lohns und der Minijobgrenze 
 
Die Höchstgrenze für eine gering-
fügig entlohnte Beschäftigung 
(Geringfügigkeitsgrenze) beträgt 
seit dem Jahr 2013 unverändert 
450 € monatlich, während die 
durchschnittlichen Löhne und 
Gehälter seither deutlich gestie-
gen sind. Die Politik hat sich der 
Situation nun angenommen und 
entsprechende Anpassungen 
vorgenommen. 
 
Zum 1.10.2022 erhöht sich die 
Geringfügigkeitsgrenze für einen 
Minijob auf 520 € im Monat. Die-
ser Betrag orientiert sich an einer 
Wochenarbeitszeit von 10 Stun-
den zu Mindestlohnbedingungen. 
Damit passt sich der Betrag auch 
dem gestiegenen Mindestlohn 
an. Dieser wird zum gleichen 
Zeitpunkt auf einen Bruttostun-
denlohn von 12 € erhöht. 
 
Zu den Anpassungen gehört 
auch die Neufestsetzung der Be-
träge für einen Midijob. Dieser 
liegt ab dem 1.10.2022 vor, wenn 
ein Arbeitnehmer im Monat zwi-
schen 520 € und 1.600 € verdient. 
Dazu wird der Arbeitgeberbeitrag 
oberhalb der Geringfügigkeits-
grenze zunächst auf die für einen 
Minijob zu leistenden Pau-
schalbeiträge in Höhe von 28 % 
angeglichen und gleitend auf den 
regulären Sozialversicherungs-
beitrag abgeschmolzen. 
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3. Schutzprogramm für von 
Kriegsfolgen betroffene Unter-
nehmen 
 
Für die vom Ukraine-Krieg beson-
ders betroffenen Unternehmen 
wurden Schutzprogramme ins 
Leben gerufen, um diese Unter-
nehmen zu unterstützen.  
 
Bereits gestartet sind die Erweite-
rungen bei den Bund-Länder-
Bürgschaftsprogrammen. Dies 
betrifft die Bürgschaftsbanken 
und das Großbürgschaftspro-
gramm. Hier können Anträge seit 
dem 29.4.2022 gestellt werden. 
Die Entscheidung über den An-
trag erfolgt jedoch erst nach der 
beihilferechtlichen Genehmi-
gung. 
 
Über das sog. „KfW-Sonderpro-
gramm UBR 2022“ soll kurzfristig 
die Liquidität der vom Ukraine-
Krieg nachweislich betroffenen 
Unternehmen gesichert werden. 
Unternehmen aller Größenklas-
sen und Branchen erhalten Zu-
gang zu zinsgünstigen Krediten 
mit weitgehender Haftungsfrei-
stellung der Hausbanken. Zusätz-
lich wird eine Konsortialfinanzie-
rungsvariante mit substanzieller 
Risikoübernahme angeboten. Als 
Zugangsvoraussetzung gilt die 
nachgewiesene Betroffenheit, die 
aus den Sanktionen gegenüber 
Russland und Belarus oder den 
Kriegshandlungen in der Ukraine 
resultieren. Das KfW-Kreditpro-
gramm ist gemäß Krisenrahmen 
der Europäischen Kommission 

für staatliche Beihilfen („Tempo-
rary-Crisis-Framework“) bis zum 
31.12.2022 befristet. 
 
Gefördert werden Investitions- 
und Betriebsmittelkredite für 
kleine, mittelständische und 
große Unternehmen ohne Um-
satzgrößenbeschränkung. Dafür 
gewährt die KfW den Hausban-
ken eine 80%ige Haftungsfreistel-
lung für Kredite an mittelständi-
sche Unternehmen (bis max. 500 
Mio. € Jahresumsatz) und 
70%ige Haftungsfreistellung für 
Kredite an große Unternehmen. 
 
 
4. Bürgerliche Kleidung ist 
keine Betriebsausgabe 
 
Immer wieder kommt es zu unter-
schiedlichen Auffassungen zwi-
schen Steuerpflichtigen und der 
Finanzverwaltung, wenn es um 
die steuerliche Anerkennung von 
Aufwendungen geht, die auch der 
privaten Vermögensebene zuge-
ordnet werden könnten.  
 
Ein solcher Fall wurde Anfang 
des Jahres durch den Bundesfi-
nanzhof entschieden. Bei dem 
Steuerpflichtigen handelte es sich 
um einen selbstständigen Trauer-
redner, der in seiner Gewinner-
mittlung Kosten für die Anschaf-
fung und Reinigung von Berufs-
kleidung als Betriebsausgabe für 
sich und seine Ehefrau, die als 
Angestellte in seinem Betrieb ar-
beitete, geltend machte. Es han-
delte sich dabei um bürgerliche 
schwarze Kleidungsstücke, wel-
che nur für die Arbeit gedacht 
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seien. Da es von einem Trauer-
redner und seinen Angestellten 
erwartet wird, dass diese sich 
schwarz kleiden, sei die Anschaf-
fung beruflich veranlasst. 
 
Grundsätzlich handelt es sich bei 
Aufwendungen für bürgerliche 
Kleidung immer um notwendige 
Kosten der privaten Lebensfüh-
rung. Das gilt selbst dann, wenn 
die bürgerliche Kleidung aus-
schließlich beruflich getragen 
wird. Ausgenommen davon ist 
spezielle Berufskleidung, die pri-
vat nicht getragen werden kann, 
wie (Polizei-)Uniformen. 
 
 
5. Unternehmenszuord-
nung einer PV-Anlage durch 
Einspeisevertrag 
 
Während einige Gegenstände 
schon mit der Absicht angeschafft 
werden nur privat oder nur beruf-
lich genutzt zu werden, liegt bei 
anderen Gegenständen eine ge-
mischte Nutzung vor oder eine 
endgültige Zuordnung findet erst 
nach Anschaffung statt. Auf der 
sichersten Seite sind Steuer-
pflichtige, wenn sie dem Finanz-
amt zeitnah der Anschaffung oder 
Herstellung mitteilen, wie der Ge-
genstand zugeordnet wird. So 
werden fehlerhafte Berücksichti-
gungen und ggf. besondere Vor-
gaben durch neue Rechtspre-
chungen vermieden. 
 
Findet die Zuordnung trotzdem 
erst einige Zeit nach der Anschaf-
fung statt, sind einige Besonder-

heiten zu beachten. Liegen inner-
halb der Dokumentationsfrist, 
also der gesetzlichen Abgabefrist 
der Umsatzsteuerjahreserklä-
rung, nach außen hin objektiv er-
kennbare Anhaltspunkte für eine 
Zuordnung vor, sind diese maß-
geblich. Sollten diese Anhalts-
punkte nicht vorhanden oder 
zweifelhaft sein, sollte die ge-
troffene Zuordnung innerhalb der 
Frist gegenüber dem Finanzamt 
erklärt werden. 
 
In dem Fall vor dem Bundesfi-
nanzhof (BFH) schaffte sich ein 
Steuerpflichtiger eine PV-Anlage 
an, für die er zunächst weder Vo-
ranmeldungen noch anderen Er-
klärungen beim Finanzamt ab-
gab. Erst nach Ablauf der gesetz-
lichen Abgabefrist reichte er eine 
Umsatzsteuererklärung für das 
Jahr der Anschaffung ein. Aus 
dieser war ersichtlich, dass er die 
PV-Anlage komplett dem Unter-
nehmensvermögen zuordnete. 
Das Finanzamt verweigerte den 
Vorsteuerabzug, die Zuordnung 
sei zu spät vorgenommen wor-
den. Jedoch hat die tatsächliche 
Zuordnung konkludent stattge-
funden durch Abschluss eines 
Einspeisevertrags in dem die An-
lage komplett erfasst wird. Der 
Abschluss dessen erfolgte inner-
halb der gesetzlichen Abgabefrist 
und damit rechtzeitig. 
 
Anmerkung: Der BFH hat eben-
falls am 4.5.2022 ein weiteres Ur-
teil zu der Thematik der Unter-
nehmenszuordnung gefällt. Hier-
bei ging es um die Zuordnung ei-
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nes gemischt genutzten Grund-
stücks. Die Entscheidung fiel 
aber nach den gleichen Grunds-
ätzen, wie auch in diesem Urteil 
und kann damit grundsätzlich auf 
Unternehmenszuordnungen an-
gewendet werden. In solchen Fäl-
len wenden Sie sich am besten 
schon vor Beginn der Lieferung 
oder Leistung bei gemischt ge-
nutzten Gegenständen an Ihren 
Berater. 
 
 
6. Berechnungen eines 
Statikers sind keine Handwer-
kerleistungen 
 
Zu den Steuerermäßigungen, die 
jeder Steuerpflichtige neben sei-
nen berufsbezogenen Aufwen-
dungen geltend machen kann, 
gehören insbesondere Handwer-
kerleistungen. Diese entfallen auf 
Erhaltungs-, Renovierungs-, und 
Modernisierungsmaßnahmen im 
eigenen Haushalt. Nicht typisch 
sind in diesen Fällen Aufwendun-
gen für einen Statiker. Darüber 
entschied nun der Bundesfinanz-
hof (BFH) in einem Urteil. 
 
Ein Ehepaar bewohnte ein eige-
nes Haus. Für eine anstehende 
Dachreparatur beauftragte es ei-
nen Statiker. Die Firma, die spä-
ter die Reparatur ausführen 
sollte, riet den Steuerpflichtigen 
dazu. Also führte erst der Stati-
ker, anschließend die Handwer-
ker ihre Arbeiten aus. Das Ehe-
paar gab anschließend auch bei-
des in der Einkommensteuerer-
klärung als Handwerkerleistun-
gen an. Allerdings erkannte das 

Finanzamt die Kosten des Stati-
kers nicht an, das Finanzgericht 
später schon. Da die Leistung 
des Statikers in direktem Zusam-
menhang mit den Handwerker-
leistungen stünden und diese nur 
nach der statistischen Berech-
nung durchgeführt werden konn-
ten, seien insgesamt Handwer-
kerleistungen gegeben. 
 
Der BFH entschied sich letztend-
lich aber gegen eine Anerken-
nung als Handwerkerleistung. 
Maßgebend für die Entscheidung 
war insbesondere die Tatsache, 
dass ein Statiker nicht handwerk-
lich tätig wird. Dafür ist es auch 
unerheblich, dass seine Leistung 
in direktem Zusammenhang mit 
einer Handwerkerleistung steht. 
Beides ist getrennt voneinander 
zu beurteilen, gänzlich unabhän-
gig von den Arbeiten zueinander. 
Anders wäre es, wenn der Hand-
werksbetrieb das Dach auf seine 
Funktionsfähigkeit überprüft 
hätte. Hierbei handelt es sich um 
anerkannte Handwerkerleistun-
gen, die steuermindernd ange-
setzt hätten werden können. 
 
 
7. Einheitliche Entschädi-
gung bei mehreren Teilleistun-
gen 
 
Entsteht in einem Veranlagungs-
zeitraum unüblicherweise eine 
Zusammenballung von bestimm-
ten Einkünften, wie etwa durch 
eine Betriebsveräußerung oder 
eine einmalige Entschädigungs-
zahlung des Arbeitgebers, kön-
nen außerordentliche Einkünfte 
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vorliegen, die im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung 
ermäßigt zu besteuern sind. 
 
Ein Arbeitnehmer verlor aufgrund 
von Umstrukturierungsmaßnah-
men seinen bisherigen Arbeits-
platz. Das Arbeitsverhältnis sollte 
an einem bestimmten Tag enden. 
Würde er vorher eine Neuanstel-
lung finden, stünde ihm eine Zu-
satzabfindung zu. So kam es 
letztendlich auch. Der Arbeitneh-
mer erhielt daraufhin eine Sozial-
planabfindung, im darauffolgen-
den Jahr eine Zusatzabfindung 
sowie eine Starterprämie. Für die 
Entschädigungszahlungen be-
gehrte er den Ansatz als außeror-
dentliche Einkünfte. Dies wurde 
ihm jedoch erst durch das Finanz-
amt und schließend vom Finanz-
gericht. Für den Ansatz als au-
ßerordentliche Einkünfte müsste 
eine Zusammenballung vorlie-
gen, da die Zahlungen aber inner-
halb von zwei statt einem Veran-
lagungszeitraum erfolgten, ist 
eine Zusammenballung nicht ge-
geben. 
 
Da alle Zahlungen aufgrund des-
selben Ereignisses ausgezahlt 
wurden – der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses – liegt nicht je-
des Jahr nur ein Ereignis mit ent-
sprechender Entschädigung vor, 
sondern insgesamt eine einheitli-
che Leistung, die sich auf zwei 
Jahre erstreckt. Würden Entschä-
digungen aufgrund mehrerer 
Schadensereignisse anfallen, 
würden mehrere Leistungen vor-
liegen und für sich zu beurteilen 

sein. Somit wurde zu Recht ent-
schieden, dass es an einer Zu-
sammenballung fehlt, so der Bun-
desfinanzhof. 
 
 
8. Zahlungen zur Auffül-
lung einer Rentenanwartschaft 
 
Wurde ein Vertrag über eine zu-
sätzliche Altersvorsorge abge-
schlossen, ist damit zu rechnen, 
dass dieser rechtmäßig zum Gü-
terausgleich im Scheidungsfall 
herangezogen werden kann.  
 
So hatte ein verheirateter ange-
stellter Rechtsanwalt in einem 
vom Bundesfinanzhof am 
19.8.2021 entschiedenen Fall ei-
nen zusätzlichen Rentenvertrag 
bei seinem Versorgungswerk ab-
geschlossen, in den er regelmä-
ßig einzahlte. Als er sich schei-
den ließ, entschied das zustän-
dige Familiengericht, dass er ei-
nen Teil seiner erworbenen Ren-
tenanwartschaft seiner Frau 
übertragen muss. Nach der Über-
tragung ergab sich für ihn die 
Möglichkeit, den Verlust durch 
eine Einzahlung hälftig wieder 
aufzufüllen. Dem kam der 
Rechtsanwalt nach und gab den 
Betrag als Werbungskosten an, 
den das Finanzamt daraufhin 
aber als (nur beschränkt abzieh-
bare) Sonderausgaben dekla-
rierte. 
 
Grundsätzlich ist die Annahme, 
dass es sich um vorweggenom-
mene Werbungskosten handeln 
könnte, nachvollziehbar. Ent-
scheidend bei der Beurteilung ist 
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jedoch die einkommensteuer-
rechtliche Qualifizierung. Da der 
angestrebte Rentenbetrag durch 
den Ausgleich gemindert wurde, 
hat die Zahlung zum Verlustaus-
gleich die Sicherung des Zuflus-
ses von Alterseinkünften in ange-
strebter Höhe zur Folge. In die-
sem Fall hat deswegen ein An-
satz als Sonderausgabe zu erfol-
gen und nicht als Werbungskos-
ten. 
 
 
9. Nachweisgesetz – Ände-
rungen seit dem 1.8.2022 
 
In Deutschland ist im sog. Nach-
weisgesetz geregelt, welchen In-
formations- und Dokumentations-
pflichten Arbeitgeber nachkom-
men müssen. Zum 1.8.2022 ka-
men einige Ergänzungen hinzu 
und die neue Fassung gilt ab die-
sem Zeitpunkt für alle Neueinstel-
lungen. Zusätzlich sind nun fol-
gende Punkte schriftlich zu doku-
mentieren: 

• jeweils getrennte Angaben zu 
den unterschiedlichen Be-
standteilen des Arbeitsentgelts 
(Zusammensetzung und Höhe 
sowie Überstundenvergütun-
gen, Zuschläge, Zulagen, Prä-
mien und Sonderzahlungen) 
und Art und Fälligkeit der Aus-
zahlungen 

• das Enddatum oder bei einem 
befristeten Arbeitsverhältnis 
die Dauer 

• die vereinbarte Arbeitszeit, 
vereinbarte bzw. vorgesehene 
Ruhepausen und Ruhezeiten 

• bei Schichtarbeit die Art des 
Schichtsystems, der 

Schichtrhythmus und die Vo-
raussetzungen für Schichtän-
derungen 

• falls vereinbart, die Möglichkeit 
zur Überstundenanordnung 
und deren Voraussetzungen 

• bei Vereinbarung einer Probe-
zeit deren Dauer 

• ggf. freie Wahl des Arbeitsorts 
durch den Arbeitnehmer 

• wenn der Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer eine betriebliche 
Altersversorgung über einen 
Versorgungsträger zusagt, der 
Name und die Anschrift dieses 
Versorgungsträgers, wenn 
nicht der Versorgungsträger 
dazu verpflichtet ist, den Ar-
beitnehmer selbst zu informie-
ren 

• ein etwaiger Anspruch auf 
Fortbildung, die durch den Ar-
beitgeber zur Verfügung ge-
stellt wird 

• das bei der Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses vom Arbeit-
geber und Arbeitnehmer einzu-
haltende Verfahren, mindes-
tens das Schriftformerfordernis 
und die Fristen für die Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses 
sowie die Frist zur Erhebung 
einer Kündigungsschutzklage 

 
Bereits am ersten Tag muss die 
Niederschrift mit den Namen und 
den Anschriften der Vertragspar-
teien, Informationen zum Arbeits-
entgelt und seiner Zusammenset-
zung sowie über die Arbeitszeiten 
vorliegen. Nur die restlichen 
Nachweise dürfen innerhalb der 
folgenden sieben Kalendertage 
noch nachgereicht werden. Bei 
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einem bestehenden Arbeitsver-
hältnis vor dem 1.8.2022 muss 
der Arbeitgeber ebenfalls schrift-
lich über die wesentlichen Ar-
beitsbedingungen informieren, 
sofern vom Arbeitnehmer ge-
wünscht. 
 
 
10. Corona-Sonderrege-
lung: telefonische Krank-
schreibung 
 
Angesichts der steigenden Infek-
tionszahlen hat der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) die 
Corona-Sonderregelung für eine 
telefonische Krankschreibung 
wieder aktiviert. 
 
Diese gilt vorerst befristet bis 
30.11.2022. Aufgrund dieser 
Sonderregelung können Versi-
cherte, die an leichten Atemweg-
serkrankungen leiden, telefonisch 
bis zu 7 Tage krankgeschrieben 
werden. Dabei müssen sich die 
Ärzte durch eine eingehende tele-
fonische Befragung persönlich 
vom Zustand des Patienten über-
zeugen. Ebenso kann eine ein-
malige Verlängerung der Krank-
schreibung telefonisch für weitere 
7 Kalendertage ausgestellt wer-
den. 
 
 
11. Keine gesetzliche Rege-
lung zur Heizperiode 
 
Gerade jetzt bei den steigenden 
Energiekosten stellt sich die 
Frage: Gibt es eine gesetzliche 
Regelung zur Heizperiode? Die 
Antwort lautet nein. Der Zeitraum 

vom 1.10. bis zum 30.4. hat sich 
jedoch auch in der Rechtspre-
chung als Heizperiode durchge-
setzt. Während dieser Zeit ist die 
einwandfreie Funktion der Hei-
zungsanlage sicherzustellen. Ab-
weichungen sind allerdings je 
nach Region und Witterung mög-
lich. 
 
Bezüglich einzuhaltender Min-
desttemperaturen sind innerhalb 
des oben genannten Zeitraums 
20 bis 22 °C zu gewährleisten. 
Nachts (zwischen 24 Uhr und 6 
Uhr) kann diese Temperatur auf 
mindestens 16 °C abgesenkt wer-
den. Mieter sind nicht verpflichtet 
die Wohnung bzw. das Haus zu 
heizen, solange sie dafür sorgen, 
dass keine Kälteschäden entste-
hen.  
 
In der übrigen Zeit, also vom 1.5. 
bis 30.9. gelten andere Richt-
werte und der Vermieter ist ver-
pflichtet, die Heizungsanlage an-
zustellen, wenn abzusehen ist, 
dass die Außentemperaturen un-
ter 16 °C fallen. Auch hier muss 
der Mieter dafür sorgen, dass die 
Temperaturen in den Räumen 
keine Schäden durch Auskühlen 
verursachen. 
 
 
12. Vorkaufsrecht des Mie-
ters 
 
Bei der Umwandlung einer Immo-
bilie in Wohnungseigentum muss 
der Eigentümer dem derzeitigen 
Mieter die Möglichkeit geben, die 
Mietwohnung zu kaufen, bevor es 
ein Dritter tut (Vorkaufsrecht). 
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Die in einem Kaufvertrag über 
eine mit einem Vorkaufsrecht des 
Mieters belastete Eigentumswoh-
nung zwischen dem Vorkaufsver-
pflichteten (Verkäufer) und dem 
Dritten (Erstkäufer) getroffene 
Abrede, wonach der Vorkaufsbe-
rechtigte (Mieter) einen höheren 
Preis zu bezahlen hat als der 
Erstkäufer, stellt eine in Bezug 
auf den höheren Preis unzuläs-
sige und deshalb insoweit unwirk-
same Vereinbarung zu Lasten 
Dritter dar. 
 
Dieser Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs (BGH) vom 
23.2.2022 lag folgender Sachver-
halt zugrunde: Eine Mieterin in 
Berlin nutzte ihr Vorkaufsrecht 
und hatte sich mit dem Besitzer 
auf einen Kaufpreis von ca. 
163.000 € geeinigt. Der andere 
Käufer hätte die Wohnung laut 
Kaufvertrag jedoch günstiger er-
worben, falls sie noch vermietet 
sein sollte. Die BGH-Richter ent-
schieden zugunsten der Mieterin, 
sodass diese auch nur den gerin-
geren Betrag von ca. 147.000 € 
zahlen musste. 
 
 
13. Keine vollständige Pri-
vatsphäre bei Getrenntleben 
 
In einem von den Richtern des 
Oberlandesgerichts Bamberg am 
1.4.2022 entschiedenen Fall 
lebte ein Ehepaar getrennt in der 
Ehewohnung (200 m2 Wohnflä-
che und 1.800 m2 Grundstück).  
 

Die Frau beantragte nach drei 
Monaten die Zuweisung der Woh-
nung zur alleinigen Nutzung, da 
sie das Zusammenleben mit ih-
rem Mann innerhalb eines Hau-
ses für unzumutbar hielt. Sie ver-
langte eine umfassende Pri-
vatsphäre und wollte ferner wis-
sen, wann sich ihr Ehemann im 
gemeinsamen Haus aufhalten 
wird. 
 
Leben die Ehegatten voneinan-
der getrennt oder will einer von 
ihnen getrennt leben, so kann ein 
Ehegatte verlangen, dass ihm der 
andere die Ehewohnung oder ei-
nen Teil zur alleinigen Benutzung 
überlässt, soweit dies auch unter 
Berücksichtigung der Belange 
des anderen Ehegatten notwen-
dig ist, um eine unbillige Härte zu 
vermeiden. 
 
Ein Anspruch auf vollumfängliche 
Privatsphäre in der gesamten 
Ehewohnung sowie auf Kenntnis 
der Anwesenheitszeiten des an-
deren Ehegatten besteht wäh-
rend des Getrenntlebens inner-
halb der Ehewohnung nicht. Das 
würde den anderen Ehepartner 
unzumutbar in seinem freien Nut-
zungsrecht einschränken. Die 
Frau hatte somit vor Gericht kei-
nen Erfolg. 
 
 
14. Stiefkindadoption 
 
Grundsätzlich kann eine Adoption 
ausgesprochen werden, wenn 
dies dem Wohl des Kindes dient 
und zu erwarten ist, dass zwi-
schen dem Annehmenden und 
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dem Kind ein Eltern-Kind-Verhält-
nis entsteht. 
 
Vor allem bei der Stiefkindadop-
tion ist das schützenswerte Inte-
resse des Kindes an der Auf-
rechterhaltung der familiären 
Bande zu seinem leiblichen ande-
ren Elternteil zu beachten, wenn 
dieses Band infolge der Stief-
kindadoption durchtrennt würde. 
 
Für die Adoption des Kindes 
durch den Stiefelternteil kann da-
bei etwa sprechen, dass zwi-
schen Kind und dem durch die 
Adoption zurücktretenden leibli-
chen Elternteil keine Beziehung 
(mehr) besteht, etwa weil dieser 
verstorben oder unbekannt ist 
oder die Beziehung so stark gelo-
ckert ist, dass sich das zwischen 
dem Kind und dem leiblichen El-
ternteil bestehende Eltern-Kind-
Verhältnis nur noch als leere 
rechtliche Hülle darstellt. 
 
In einem vom Oberlandesgericht 
Oldenburg am 8.4.2022 entschie-
denen Fall wurde eine Adoption 
abgelehnt. Der leibliche Vater 
hatte zunächst seine Einwilligung 
in die Adoption erklärt, diese aber 
im Hinblick auf die erwartete Haft-
entlassung wieder zurückgenom-
men. Das Kind erklärte, dass der 
von ihm ebenfalls als „Papa“ be-
zeichnete Stiefvater sich sehr gut 
um es kümmert, indem er z. B. für 
das Kind kocht und es zur Schule 
bringt. Das Kind hatte aber 
ebenso auch den Wunsch geäu-
ßert, häufiger Kontakt zu seinem 
leiblichen Vater haben zu können 

und diesen ebenfalls als Vater 
angesehen. 
 
 
15. Form- und fristgerechte 
Anfechtung einer Erbausschla-
gung 
 
Die formgerechte Anfechtungser-
klärung bezüglich einer voraus-
gegangenen Erbausschlagung 
erfordert bei Abgabe der Erklä-
rung in öffentlich beglaubigter 
Form den Eingang der Originalur-
kunde beim Nachlassgericht. 
 
Die Übermittlung der als Papier-
urkunde erstellten notariell be-
glaubigten Anfechtungserklärung 
in Gestalt einer pdf-Datei über 
das besondere elektronische An-
waltspostfach an das Nachlass-
gericht reicht zur Wahrung der er-
forderlichen Form für eine wirk-
same Anfechtung der Erbaus-
schlagung nicht aus. 
 
Die Anfechtungserklärung kann 
nur binnen sechs Wochen erfol-
gen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in welchem der An-
fechtungsberechtigte von dem 
Anfechtungsgrund Kenntnis er-
langt. 
 
So hatten in dem vom Oberlan-
desgericht Bamberg entschiede-
nen Fall Geschwister eine Aus-
schlagungserklärung angefoch-
ten. Eine beglaubigte pdf-Datei 
ging per besonderem Anwalts-
postfach raus und das Original 
wurde per Post hinterherge-
schickt. Dieses kam jedoch nach 
Ablauf der Frist beim zuständigen 
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Gericht an und konnte damit die 
Erbausschlagung nicht mehr auf-
heben. 
 
 
16. Hälftige Haftung bei Un-
fall auf einem Parkplatz 
 
Auf Fahrgassen eines Parkplat-
zes, die vorrangig der Parkplatz-
suche dienen und nicht dem flie-
ßenden Verkehr, gilt nicht die 
Vorfahrtsregel „rechts vor links“. 
Die Fahrer sind vielmehr ver-
pflichtet, defensiv zu fahren und 
die Verständigung mit dem ande-
ren Fahrer zu suchen. Das Ober-
landesgericht Frankfurt am Main 
(OLG) hat mit seiner Entschei-
dung vom 22.6.2022 eine hälftige 
Haftungsquote für die Unfallfol-
gen auf einem Parkplatz eines 
Baumarktes ausgesprochen. 
 
Etwas anderes gilt nur, wenn die 
angelegten Fahrspuren eindeutig 
und unmissverständlich Stra-
ßencharakter haben und sich be-
reits aus ihrer baulichen Anlage 
ergibt, dass sie nicht der Suche 
von freien Parkplätzen dienen, 
sondern der Zu- und Abfahrt der 
Fahrzeuge. 
 
 
17. Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz zum 1.1.2023 
 
Das Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz tritt zum 1.1.2023 
in Kraft und gilt für in Deutschland 
ansässige Unternehmen ab einer 
Größe von 3.000 Mitarbeitern (ab 
1.1.2024: 1.000 Mitarbeiter). 
Diese werden dazu verpflichtet, 

ihrer menschenrechtlichen Ver-
antwortung und Sorgfaltspflicht in 
ihren Lieferketten besser nachzu-
kommen. Zu den Sorgfaltspflich-
ten der Unternehmen zählen: 
 

• Einrichtung eines Risikomana-
gements und Durchführung ei-
ner Risikoanalyse 

 

• Verabschiedung einer Grund-
satzerklärung der unternehme-
rischen Menschenrechtsstra-
tegie 

 

• Verankerung von Präventions-
maßnahmen im eigenen Ge-
schäftsbereich und gegenüber 
unmittelbaren Zulieferern 

 

• sofortige Ergreifung von Abhil-
femaßnahmen bei festgestell-
ten Rechtsverstößen 

 

• Einrichtung eines Beschwer-
deverfahrens im Falle von 
Rechtsverstößen 

 

• Dokumentations- und Be-
richtspflicht für die Erfüllung 
der Sorgfaltspflichten 

 
Die Verantwortung der Unterneh-
men erstreckt sich auf die ge-
samte Lieferkette, wobei die Un-
ternehmensverantwortung nach 
dem Grad der Einflussmöglichkeit 
abgestuft ist.  
 
Die Elemente menschenrechtli-
cher Sorgfalt gelten zunächst für 
die Unternehmen selbst sowie für 
unmittelbare Zulieferer. Men-
schenrechtsrisiken bei mittelba-
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Dipl.-Kaufmann *** 

Joachim Klemm  
Wirtschaftsprüfer 
Steuerberater 

 
Dipl.-Kaufmann (FH) 

Eckhardt Giesemann * 
Steuerberater 

 
Dipl.-Finanzwirt (FH) 

Stefan Dierkes, M.R.F ** 
Rechtsanwalt, FA für Steuerrecht, 
FA für Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Steuerberater, verei-
digter Buchprüfer 

 
Rainer Wallschlag 
Steuerberater 

 
Ingo Tietjen * 
Steuerberater 

angestellt gem. § 58 StBerG  
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ren Zulieferern, d. h. in den tiefe-
ren Gliedern der Lieferkette, müs-
sen analysiert und adressiert wer-
den, wenn Unternehmen darüber 
substantiiert Kenntnis erlangen. 
Auch wenn kleine und mittlere 

Unternehmen nicht direkt unter 
das Gesetz fallen, sind sie doch 
ggf. als Zulieferer für größere Ab-
nehmer ihrer Produkte und 
Dienstleistungen in die Thematik 
involviert. 

 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht 
übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

  

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.),  
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 

12.9.2022 

Sozialversicherungsbeiträge  
28.9.2022  

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Pro-
zentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Pro-
zentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: Juli = 118,4; Juni = 117,4; Mai = 117,3; April = 
116,2; 
März = 115,3; Februar = 112,5; Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Okto-
ber = 110,7;  
September = 110,1; August = 110,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisin-
dex 

  

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

